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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin MMag. Angelika PENNITZ als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde von XXXX, vertreten durch PUNTIGAM Steuerberatung & Wirtschaftstreuhand, Graz, gegen den Bescheid
der Osterreichischen Gesundheitskasse Landesstelle Steiermark (OGK) vom 16.11.2020, ZI. XXXX , beschlossen:

A)
Das Verfahren wird gemal? § 28 Abs. 1 und§ 31 Abs. 1 VWGVG eingestellt.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Begrindung:
I. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid der Osterreichischen Gesundheitskasse, Landesstelle Steiermark, vom 16.11.2020 sprach diese aus,
dass eine namentlich genannte Person als Dienstnehmer der Voll- und Arbeitslosenversicherung unterliegt, und
verpflichtete diese die XXXX (im Folgenden: Beschwerdefiihrerin oder kurz BF) als Dienstgeberin fur die im Anhang des
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Bescheides genannten Dienstnehmer und Zeiten, allgemeine Beitrage und Umlagen sowie Verzugszinsen in Hohe von
insgesamt EUR 4.460,60 nachzuentrichten.

2. Gegen diesen Bescheid erhob die GmbH durch ihre Vertretung mit Schriftsatz vom 09.12.2020 fristgerecht
Beschwerde.

3. Mit Schreiben des Bundesverwaltungsgerichtes vom 29.09.2020 wurde die Beschwerdeflhrerin Parteiengehdr zum
Vorlagebericht der OGK gewdhrt.

5. Mit Schreiben vom 04.02.2021 zog die Beschwerdeflhrerin durch ihren Vertreter ihre Beschwerde ausdricklich

zuruck.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
Zu Spruchteil A): Einstellung des Verfahrens wegen Zurtckziehung der Beschwerde:

Gemall 8 28 Abs. 1 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwGVG),BGBI. | Nr. 33/2013 idgF, hat das
Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder
das Verfahren einzustellen ist.

Soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, erfolgen gemalR8 31 Abs. 1 VwGVG idgFBGBI. | Nr. 57/2018 die
Entscheidungen und Anordnungen des Bundesverwaltungsgerichtes durch Beschluss.

In welchen Fallen das Verfahren einzustellen ist, regelt das VwGVG nicht. Dazu stellte der Verwaltungsgerichtshof in
seinem Erkenntnis vom 29.04.2015, ZI. Fr 2014/20/0047, klar: "Bezogen auf nach dem AVG geflhrte
Berufungsverfahren ist davon auszugehen, dass - auch ohne diesbezugliche ausdrickliche gesetzliche Anordnung -
eine Verfahrenseinstellung (ua.) dann vorzunehmen ist, wenn die Berufung rechtswirksam zurtickgezogen wurde (vgl.
Hengstschlager/Leeb, AVG 8 66 Rz 56, mit Hinweisen auf die hg. Rechtsprechung). Nach Ansicht des
Verwaltungsgerichtshofes hat diese Auffassung auch fur das von Verwaltungsgerichten gefuhrte Beschwerdeverfahren
Platz zu greifen (vgl. Fuchs in Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren, § 28 VWGVG Anm 5; die Einstellung in
Beschlussform im Fall der Zurtickziehung der Beschwerde bejahend auch Gotzl/Gruber/Reisner/Winkler, Das neue
Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte§ 28 VwGVG Rz 7, Schmied/Schweiger, Das Verfahren vor den
Verwaltungsgerichten  erster Instanz S 112,  Grabenwarter/Fister,  Verwaltungsverfahrensrecht und
Verwaltungsgerichtsbarkeit4 S 232, Hengstschlager/Leeb, AVG2, § 13 Rz 42, Hauer, Gerichtsbarkeit des &ffentlichen
Rechts3 Rz 191)" (so auch VwGH 09.06.2016,

Zl. Ra 2016/02/0137, Rz 4).

Gemald § 13 Abs. 7 AVG kdnnen Anbringen in jeder Lage des Verfahrens zurlickgezogen werden.

Eine Zurlckziehung der Beschwerde durch die beschwerdefiihrende Partei ist in jeder Lage des Verfahrens ab
Einbringung der Beschwerde bis zur Erlassung der Entscheidung moglich. Mit der Zurlckziehung ist das
Rechtsschutzinteresse der beschwerdefiihrenden Partei weggefallen, womit einer Sachentscheidung die Grundlage
entzogen und die Einstellung des betreffenden Verfahrens - in dem von der Zurlickziehung betroffenen Umfang -
auszusprechen ist (vgl. Gotzl/Gruber/Reisner/Winkler, Das neue Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, 2015, § 7
VWGVG, Rz 20; Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, 2013,8 7 VWGVG, K 5 ff.).

Die Zuriickziehung einer Berufung ist ebenso wie ein Rechtsmittelverzicht eine unwiderrufliche Prozesserklarung, die
mit dem Einlangen der betreffenden Erklarung bei der Behdrde rechtsverbindlich und damit wirksam wird, und zwar
ohne dass es einer formellen Annahmeerklarung der Behdrde bedirfte. Ob die Partei im Zeitpunkt, da sie die
Zurlckziehung der Berufung erklarte, anwaltlich vertreten war oder nicht, spielt keine Rolle (vgl. VwGH 18.11.2008, ZI.
2006/11/0150).

Die Annahme, eine Partei ziehe die von ihr erhobene Beschwerde zurlck, ist nur dann zuldssig, wenn die
entsprechende Erklarung keinen Zweifel daran offenlasst. MaRgebend ist daher das Vorliegen einer in dieser Richtung
eindeutigen Erklarung (vgl. zu Berufungen Hengstschlager/Leeb, AVG, § 63, Rz 75 mit zahlreichen Hinweisen zur
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes).

Da die gegenstandliche Beschwerde zuriickgezogen wurde, ist das Verfahren rechtskraftig entschieden und war daher
mit Beschluss einzustellen.
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Zu Spruchteil B): Unzuldssigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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